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Antrag

Hannover, den 16.01.2018
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen

Umsetzung der Inklusion verbessern statt verzdgern - inklusive Schulen wirkungsvoll unter-
stlitzen

Der Landtag wolle beschlieRen:
EntschlieBung

Die Umsetzung der UN-Konvention fur die Rechte von Menschen mit Behinderungen ist eine der
ambitioniertesten Herausforderungen fiir unser Land. Sie hat das Ziel, das Menschenrecht auf
gleichberechtigte und selbstbestimmte Teilhabe aller Menschen am gesellschaftlichen Leben zu
verwirklichen, und geht von dem Kerngedanken aus, dass nicht die Menschen sich in einen beste-
henden Rahmen integrieren miussen, sondern dass die Rahmenbedingungen in der Gesellschaft so
zu entwickeln sind, dass alle Menschen in ihrer Verschiedenheit teilhaben kénnen. Der gleichbe-
rechtigte und barrierefreie Zugang von Schilerinnen und Schilern, die einen Bedarf an sonderpé-
dagogischer Unterstiitzung haben, ist Teil eines umfassenden Konzepts einer inklusiven Schule.
Erst wenn alle Menschen in ihrer sozialen und kulturellen Unterschiedlichkeit teilhaben kénnen und
anerkannt werden, kann sich die Vielfalt der Begabungen entwickeln und allen Kindern und Ju-
gendlichen erfolgreiches Lernen ermdglicht werden. Dabei ist der Blick auf die Entwicklungschan-
cen eines jeden Kindes das zentrale Element einer Padagogik der Vielfalt und Ermutigung.

Das Ziel der Inklusion wird von einer breiten Mehrheit geteilt, aber bei der Umsetzung gibt es noch
eine Reihe von Problemen.

Der Landtag stellt deshalb fest, dass
— die Inklusion aktiv gestaltet werden muss und keine weitere Pause vertragt,
— die Bedingungen fiur die Umsetzung der Inklusion zeitnah deutlich verbessert werden missen,

— die Planung der Landesregierung, den Zeitraum fiir die Beibehaltung der Forderschule Lernen
zu verlangern und die Einrichtung von eigensténdigen Lerngruppen im Grundschulbereich ein-
zufuihren, ein Fehler ist, da damit die Inklusion zurtickgedreht wird.

Der Landtag fordert die Landesregierung auf,

1. an dem Weg der Schulgesetzanderung von 2015 festzuhalten und das Auslaufen der Férder-
schule Lernen nicht zu vertagen,

2. die Inklusion in den Schulen konsequent weiterzuentwickeln und die Schulen wirksam zu un-
terstitzen:

l. Der Inklusion eine verlassliche Richtung und Planungssicherheit geben. Vielerorts sind noch
heute rechtliche Grundlagen nicht eindeutig geklart und Hilfestellungen fiir die Lehrkréafte an
inklusiven Schulen fehlen. Hierflr soll die Landesregierung

1. zeitnah einen Grundsatzerlass firr die Arbeit in der inklusiven Schule vorlegen, der be-
nennt, wie die bedarfsgerechte Férderung aller Schilerinnen und Schiler mit ihren je-
weils unterschiedlichen Unterstiitzungsbedarfen gelingen kann. Dazu gehéren auch Re-
gelungen zum Nachteilsausgleich.

Dabei muss insbesondere auch auf die Férderung von Schilerinnen und Schilern mit
Forderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung eingegangen werden, die bei
der Verwirklichung einer inklusiven Beschulung eine besondere Herausforderung dar-
stellt.
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2. Rahmenbedingungen definieren, unter denen die gemeinsame Beschulung aller Schile-
rinnen und Schuler und insbesondere die Fdrderung von Schilerinnen und Schilern mit
ihren unterschiedlichen Unterstitzungsbedarfen gelingen kann.

3. durch Handreichungen die Schulen bei der Umsetzung des Grundsatzerlasses unter-
stltzen.

4. die Arbeitsbedingungen aller Lehrkrafte und der padagogischen Fachkrafte bei der ge-
meinsamen Beschulung von Schilerinnen und Schilern mit und ohne Unterstitzungs-
bedarf klaren und verbessern. Dienstort der Sonderpaddagoginnen und Sonderpéadago-
gen soll in der Regel die allgemeine Schule sein.

5. die Rolle der bestehenbleibenden Férderschulen, Tagesbildungsstatten und der Lan-
desbildungszentren im Rahmen der Inklusion klaren. Die Tagesbildungsstatten werden
zu Foérderschulen mit dem Férderschwerpunkt geistige Entwicklung weiterentwickelt.

6. ein Konzept zur Weiterentwicklung des beruflichen Bildungssystems zu einem inklusiven
System mit dem Ziel vorlegen, allen Jugendlichen geeignete Wege in eine anerkannte
Berufsausbildung und in die Arbeitswelt aufzuzeigen und zu erdffnen.

7. fur eine angemessene Perspektive fur die Leiterinnen und Leiter sowie deren sténdige
Vertretungen von Forderschulen sorgen, deren Schiilerzahlen zuriickgehen und die aus-
laufen.

Il.  Schulen bei der Unterrichts- und Schulentwicklung unterstiitzen, um die Umbruchphase zur
Inklusion bestmdglich zu gestalten. Hierfur soll die Landesregierung

1. die Fort- und Weiterbildungsangebote evaluieren, weiterentwickeln und ausbauen.

2. ein Gesamtkonzept fur ein innovatives und bedarfsgerechtes Beratungs- und Unterstit-
zungssystem zu entwickeln. Dabei soll auch die Entwicklung regionaler Inklusionskon-
zepte Berlcksichtigung finden.

3. Das Netz von Regionalen Beratungs- und Unterstutzungszentren Inklusive Schule (RZI)
beschleunigt bedarfsgerecht und in der Region verankert auf- und auszubauen und in ih-
rer Funktion als Beratungs- und Unterstiitzungszentren zu stéarken.

4. die Weiterentwicklung der Lehrerausbildung anhand der Erfordernisse der inklusiven
Schule fortsetzen.

5. den Mobilen Dienst unter Beriicksichtigung der Férderschulen in freier Tragerschaft und
der Landesbildungszentren zu verbessern und weiterentwickeln. Hierbei sind die regio-
nalen Begebenheiten zu berlcksichtigen.

6. anstreben, den Mobilen Dienst auch fir die Organisation guter Schulibergéange einzu-
setzen. Hierfiir ist ein Einsatz auch im vorschulischen Bereich und beim Ubergang in ei-
ne berufsbildende Schule gezielt zu ermdglichen.

Ill.  Die Inklusiven Schulen brauchen mehr Personal und mehr Ressourcen. Deshalb soll die Lan-
desregierung

1. mit einer Bestandsaufnahme Transparenz darlber herstellen, welche Ressourcen fir die
sonderpadagogische Unterstitzung von Schilerinnen und Schilern den Schulen und
den Forderschulen insgesamt zur Verfiigung stehen und wie diese Ressourcen auf die
einzelnen Schulen verteilt sind.

2. eine Bedarfserhebung der notwendigen Ressourcen differenziert nach den unterschied-
lichen Unterstiitzungsbedarfen vornehmen.

3. eine transparente und bedarfsgerechte Zuteilung der erforderlichen Ressourcen sicher-
stellen. Hierbei ist auch zu prufen, inwiefern regionale Lésungen eine bedarfsgerechte
Zuteilung verbessern kénnen.
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4. sicherstellen, dass die Schulen auch die sonderpadagogische Unterstiitzung erhalten,
die ihnen zusteht. Sonderpadagogische Unterstiitzung bekommt die gleiche Prioritat wie
die Erfullung der Stundentafel.

5. die Einstellung von padagogischen Fachkréaften ausbauen.

6. ein Rahmenkonzept fir die Arbeit von multiprofessionellen Teams in Schulen erarbeiten,
multiprofessionelle Teams an Schule sukzessive weiter aufbauen und an Schulen etab-
lieren.

7. landesweit verbindliche Qualitatsstandards fir den Einsatz von Inklusionsassistentinnen
und -assistenten und Schulbegleiterinnen und -begleitern entwickeln und Mdéglichkeiten
fur einen schulbezogenen Einsatz von Inklusionsassistentinnen und -assistenten bei der
gemeinsamen Beschulung von Schilerinnen und Schillern mit und ohne Unterstit-
zungsbedarf prifen. Das Land setzt sich auf Bundesebene dafiir ein, dass hierfiir die
notwendigen rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden.

IV. Dem Etikettierungsboom der letzten Jahre Einhalt gebieten. Schulen missen in ihrer Ausstat-
tung unabhéangiger von den Kind bezogenen Ressourcen sein. Deshalb soll die Landesregie-
rung

1. eine systembezogene Zuweisung von Ressourcen fir die sonderpadagogische Unter-
stlitzung auch fiir die weiterfiihrenden Schulen entwickeln und hierbei mit dem Sekund-
arbereich | beginnen.

2. das Verfahren zur Feststellung des Bedarfs an sonderpadagogischer Unterstiitzung wei-
terentwickeln.

V. Strategien gegen den Fachkraftemangel entwickeln und damit Inklusion zum Gelingen brin-
gen. Deshalb soll die Landesregierung

1. Strategien fir die Gewinnung und Qualifizierung des erforderlichen Personals weiterent-
wickeln.

2. die Kapazitaten zur Ausbildung von Sonderpadagoginnen und Sonderpadagogen aus-
bauen.

3. die Kapazitaten zur berufsbegleitenden Qualifizierung fur Lehrkréfte, die in der sonder-
padagogischen Forderung tatig sind und nicht tiber die Lehrbefahigung fur das Lehramt
fur Sonderpadagogik verfiigen, aufstocken.

VI. Die Rolle der Schulen in freier Tragerschaft im inklusiven Schulsystem klaren. Deshalb soll
die Landesregierung

1. rechtlich und strukturell die Mdglichkeit der Kooperation mit Schulen in staatlicher Tra-
gerschaft eréffnen und unterstiitzen.

2. den Einsatz von Lehrkraften von Forderschulen in freier Tragerschaft etwa in Mobilen
Diensten regeln und hierflr den Einsatz in Schulen in offentlicher Tragerschaft ermogli-
chen.

3. den Zugang der Schulen in freier Tragerschaft zu den staatlichen Beratungs- und Unter-
stiitzungsangeboten im Bereich der Inklusion erméglichen.

4. die Finanzierung im Bereich der Inklusion mit den Schulen in freier Tragerschaft weiter
klaren und entsprechend die Berechnungsgrundlage anpassen.

VII. Alle Schulen sind inklusive Schulen. Deshalb soll die Landesregierung,

1. daflir Sorge tragen, dass die Schulen aller Schulformen gemaR § 4 NSchG die Schile-
rinnen und Schiller mit und ohne sonderp&dagogischen Unterstiitzungsbedarf gemein-
sam unterrichten.
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2. Schulen, die einen besonders hohen Anteil an Schiilerinnen und Schiilern mit sonderpéa-
dagogischem Unterstitzungsbedarf aufnehmen, durch eine entsprechend hohe Res-
sourcenzuteilung stérken.

Begriindung

Die UN-Behindertenrechtskonvention verfolgt den Zweck, ,die volle und gleichberechtigte Aus-
Ubung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu for-
dern, zu schitzen und zu gewahrleisten und die Achtung ihrer angeborenen Wirde zu fordern.”
(Artikel 1). Die Verwirklichung der Inklusion in der Schule ist nach Artikel 24 der UN-Behinderten-
konvention unerlasslich zur Verwirklichung der Menschenrechte.

Die Umsetzung der Inklusion in der Schule ist ein schwieriger und langwieriger Prozess. Die Rah-
menbedingungen fiir diesen Prozess missen standig tGberprift und weiterentwickelt werden.

Es widerspricht dem Ziel der Inklusion, wenn, wie es in der Koalitionsvereinbarung von SPD und
CDU fir die 18. Wahlperiode des Niedersachsischen Landtages vorgesehen ist, den Férderschulen
mit dem Forderschwerpunkt Lernen, die nach der Schulgesetznovelle von 2015 bereits seit dem
Schuljahr 2015/2016 keine Schilerinnen und Schiler mehr in den 5. Jahrgang aufnehmen konnten,
dieses bis zum Schuljahr 2022/2023 erneut ermdglicht werden soll und mit der Einrichtung von ei-
genstandigen Lerngruppen im Grundschulbereich und von Kooperationsklassen im Sekundarbe-
reich | als Alternative zur Fortfihrung der Forderschule Lernen neue Formen der Separierung ge-
schaffen werden sollen. Damit wiirden Kindern positive Lernvorbilder genommen. Mit der Separie-
rung ware zugleich auch eine soziale Segregation verbunden.

Auf Initiative des SoVD hatte sich im August 2017 ein breites ,Biindnis Inklusion“ gegriindet, dem
neben dem Niedersachsischen Inklusionsrat, einer Reihe von Behindertenverbanden und Lehrer-
verbanden und dem Landeselternrat auch der DGB angehdrt. Das Biindnis Inklusion hat sich aus-
driicklich gegen Rickschritte bei der Inklusion, wie sie jetzt in der Koalitionsvereinbarung von SPD
und CDU vorgesehen sind, und fiir eine Weiterentwicklung ausgesprochen.

Hierfir missen die Rahmenbedingungen fir die Umsetzung der Inklusion weiterentwickelt und die
Schulen stérker unterstitzt werden. Damit die Inklusion in der Schule gelingen kann, ist es notwen-
dig, die Klarung der Ziele, Rollen Aufgaben der Beteiligten zu intensivieren, die Schulen bei der Un-
terrichts- und Schulentwicklung wirksam zu unterstiitzen und ihnen die notwendigen Ressourcen
zur Verfligung zu stellen.

Die Fraktionen von SPD und Biindnis 90/Die Griinen hatten deshalb im September 2016 einen An-
trag ,Rahmenkonzept zur Weiterentwicklung der inklusiven Schule" in den Landtag eingebracht
(Drs. 17/6409). In einer Anhdrung hierzu im Kultusausschuss des Landtags am 20.01.2017 hatte
die Mehrzahl der Verbénde eine breite Zustimmung deutlich gemacht, aber auch ergédnzende Punk-
te eingebracht.

Eine notwendige Voraussetzung fiir das Gelingen der Inklusion ist, dass die Ziele, die Rollen und
die Aufgaben der Beteiligten geklart werden.

Zeitnah soll ein Grundsatzerlass fir die Arbeit der inklusiven Schule vorgelegt werden, der benennt,
wie die gemeinsame Beschulung von Schiilerinnen und Schilern, insbesondere die Férderung aller
Schulerinnen und Schiler mit ihren jeweils unterschiedlichen Unterstiitzungsbedarfen, gelingen
kann. Mit Handreichungen sollen die Schulen bei der Umsetzung unterstiitzt werden.

Viele Schulen beschreiben die Foérderung von Schilerinnen und Schilern mit sonderpadagogi-
schem Unterstitzungsbedarf im Forderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung als eine
besondere Herausforderung. Ein besonderes Gewicht ist deshalb auf die Entwicklung von Konzep-
ten zu legen, mit denen die Férderung dieser Schillerinnen und Schiler gelingen kann.

Die Arbeitsbedingungen der Beteiligten sind weiter zu klaren. Damit die in den Schulen, die Schiile-
rinnen und Schiler mit und ohne Behinderung gemeinsam erziehen und unterrichten, tatigen Son-
derpadagoginnen und Sonderpadagogen zu einem festen Bestandteil des multiprofessionellen
Teams der Schule werden kdnnen, soll in der Regel diese Schule zu ihrem Dienstort werden.
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Die Rolle der bestehenbleibenden Forderschulen, der Tagesbildungsstétten und der Landesbil-
dungszentren im Gesamtsystem der Inklusion soll geklart und weiterentwickelt werden. lhre Koope-
ration mit und ihre Durchlassigkeit zu den allgemeinen Schulen ist zu verstéarken. Die Tagesbil-
dungsstatten werden zu Forderschulen mit dem Forderschwerpunkt geistige Entwicklung weiter-
entwickelt und in die Regionalen Inklusionskonzepte einbezogen.

Das berufliche Bildungssystem soll verstarkt in die Inklusion einbezogen werden. Damit allen Ju-
gendlichen geeignete Wege in eine anerkannte Berufsaushildung und in die Arbeitswelt aufgezeigt
und eroffnet werden kénnen, muissen hierbei die berufsbildenden Schulen und die Betriebe zu-
sammenwirken.

Die Schulen sollen bei ihrer Unterrichts- und Schulentwicklung wirkungsvoll unterstiitzt werden,
damit die gemeinsame Beschulung von Schilerinnen und Schilern mit und ohne Unterstiitzungs-
bedarf gelingt.

Hierzu sollen die Fort- und Weiterbildungsangebote evaluiert, weiterentwickelt und bei Bedarf aus-
gebaut werden.

Die Beratungs- und Unterstiitzungsangebote des Landes sollen noch stérker auf die konkreten Be-
darfe bei der Umsetzung der gemeinsamen Beschulung von Schilerinnen und Schulern mit und
ohne Unterstltzungsbedarf ausgerichtet werden. Die Angebote sollen niedrigschwellig zuganglich
sein. Hierfiir wird das Netz von Regionalen Beratungs- und Unterstiitzungszentren Inklusive Schule
(RZI) beschleunigt auf- und ausgebaut. Es wird geprift, ob das Netz enger geknipft werden muss
und in grofRen Landkreisen auch mehrere RZIs eingerichtet werden sollen. Gerade in einem Fl&-
chenland wie Niedersachsen ist ein dezentrales Netz, das eine gute Erreichbarkeit und angemes-
sene Fahrzeiten gewahrleistet, fir den Erfolg der aufsuchenden und beratenden Tatigkeit unver-
zichtbar. Die RZIs sollen in ihrer Beratungs- und Unterstiitzungsfunktion gestarkt und ihr Aufbau
beschleunigt werden.

Die an den Erfordernissen der Inklusion ausgerichtete Weiterentwicklung der Lehrerausbildung soll
fortgesetzt werden. Die Erfordernisse der Schule sollen verstéarkt auch in die sonderpadagogischen
Studiengange aufgenommen werden. Auch die Vorordnung uber die Ausbildung und Prifung von
Lehrkréften im Vorbereitungsdienst (APVO-Lehr) ist stérker an den Erfordernissen der Arbeit bei
der gemeinsamen Beschulung von Schiilerinnen und Schiilern mit und ohne Unterstiitzungsbedarf
auszurichten.

Die Ressourcenausstattung der Schulen fir die gemeinsame Beschulung von Schilerinnen und
Schulern mit und ohne Unterstiitzungsbedarf muss deutlich verbessert werden.

Um mehr Transparenz zu schaffen, ist eine Bestandsaufnahme notwendig, welche Ressourcen
insgesamt fur die Inklusion zur Verfligung stehen und wie diese nach welchen Kriterien auf die ein-
zelnen Schulformen und Schulen verteilt sind. Das betrifft sowohl die Lehrerstunden als auch die
Stellen fir paAdagogische Fachkrafte.

Es muss sichergestellt werden, dass die Lehrerstunden, die den Schulen nach dem Erlass ,Klas-
senbildung und Lehrerstundenzuweisung an den allgemeinbildenden Schulen® im Rahmen der
sonderpadagogischen Grundversorgung oder als Zusatzbedarf fir Schilerinnen und Schiler mit
festgestelltem Bedarf an sonderpadagogischer Unterstiitzung zugeteilt werden, auch tatséchlich fur
sonderpadagogische Unterstiitzung zur Verfligung stehen. Die sonderpadagogische Unterstiitzung
muss deshalb die gleiche Prioritat erhalten wie die Erfillung des Pflichtunterrichts nach der Stun-
dentafel.

Die Kriterien fur die Zuteilung der Ressourcen werden weiterentwickelt. Auch fiir den Sekundarbe-
reich | werden Konzepte fir eine nicht an einzelne Schilerinnen und Schiler gebundene, sondern
systembezogene Ressourcenzuteilung entwickelt. Auch das Verfahren zur Feststellung des Be-
darfs an sonderpadagogischer Grundversorgung wird weiterentwickelt.

Der Mobile Dienst zur Unterstitzung der Schulen wird ausgebaut.

Die Rolle der Schulen in freier Tragerschaft im Rahmen der Inklusion muss geklart werden. Ein
groRRer Teil der Férderschulen befindet sich in freier Tragerschaft. Es missen Regelungen geschaf-
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fen werden, damit Lehrkrafte dieser Schulen z. B. im Rahmen der Mobilen Dienste auch in Schulen
in staatlicher Tréagerschaft eingesetzt werden kénnen.

Die Schulen leiden unter einem groRen Mangel an ausgebildeten Sonderpddagoginnen und Son-
derpadagogen. Die Kapazitéaten zur Ausbildung von und zur berufsbegleitenden Weiterbildung zu
Sonderpadagoginnen und Sonderpadagogen sollen deshalb weiter ausgebaut werden.

Zusatzlich sollen verstérkt padagogische Fachkrafte zum Aufbau von multiprofessionellen Teams in
den Schulen eingestellt werden. Als Ziel ist in absehbarer Zeit die Schaffung von mindestens 1 000
Stellen fur padagogische Fachkréften in Schulen fur die gemeinsame Beschulung von Schilerinnen
und Schulern mit und ohne Unterstltzungsbedarf anzustreben.

Fir den Einsatz von Inklusionsassistentinnen und -assistenten und Schulbegleiterinnen und
-begleitern werden gemeinsam mit den Sozialleistungstragern verbindliche Qualitatsstandards ent-
wickelt und Mindestqualifikationen festgelegt, um sie besser in die Arbeit der Schulen und der
Schulklassen einbinden zu kénnen. Mdéglichkeiten fir ihren schulbezogenen Einsatz werden ge-
pruft. Das Land unterstitzt die Schulen bei der Entwicklung von Konzepten zum Einsatz der Inklu-
sionsassistentinnen und -assistenten und Schulbegleiterinnen und -begleiter.

Nach & 4 NSchG sind alle Schulen in Niedersachsen inklusive Schulen. Tatsachlich aber verteilen
sich die Schiilerinnen und Schiiler mit sonderpadagogischem Unterstlitzungsbedarf sehr unter-
schiedlich auf die verschiedenen Schulformen. So nehmen insbesondere Gymnasien und Real-
schulen einen deutlich unterproportionalen Anteil der Schiilerinnen und Schiler mit sonderpadago-
gischem Unterstitzungsbedarf auf, wéhrend der Anteil an Hauptschulen, Oberschulen und Ge-
samtschulen Uberproportional ist. Es ist Aufgabe der Landesregierung, darauf hinzuwirken, dass al-
le Schulen ihrem Auftrag, Schilerinnen und Schiler mit und ohne Behinderung aufzunehmen und
gemeinsam zu erziehen und zu unterrichten, uneingeschrankt gerecht werden. Zugleich aber muss
sie diejenigen Schulen, die einen tberdurchschnittlichen Anteil an Schilerinnen und Schilern mit
sonderpadagogischem Unterstiitzungsbedarf aufnehmen, durch eine entsprechend erhthte Res-
sourcenzuteilung unterstitzen.

Anja Piel
Fraktionsvorsitzende

(Verteilt am 17.01.2018)



	Drucksache 18/156
	Antrag
	Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
	Umsetzung der Inklusion verbessern statt verzögern - inklusive Schulen wirkungsvoll unterstützen
	Entschließung
	Begründung

